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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 

Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. begrüßt die im November 2016 zwischen dem Parlament und dem Rat nach vierjähriger 

Verhandlung erzielte Einigung über den Vorschlag für eine Richtlinie über die 

strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union 

gerichtetem Betrug (Richtlinie (EU) 2017/1371), in der Mindestvorschriften zur 

Definition von Straftatbeständen und Sanktionen in Bezug auf Betrug zum Nachteil der 

finanziellen Interessen der Union festgelegt werden, wobei hierzu auch 

grenzüberschreitende Fälle von Mehrwertsteuerbetrug zählen, soweit sich der 

verursachte Gesamtschaden auf mindestens 10 Mio. EUR beläuft; erinnert jedoch daran, 

dass dieser Schwellenbetrag bis zum 6. Juli 2022 von der Kommission überprüft wird; 

fordert die Mitgliedstaaten auf, die Richtlinie schnellstmöglich umzusetzen; 

2. begrüßt die Annahme und das Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2017/1939 zur 

Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) sowie die im Rat erzielten 

Fortschritte, die dazu geführt haben, dass 20 Mitgliedstaaten auf der Grundlage des in 

Artikel 86 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorgesehenen 

Verfahrens der verstärkten Zusammenarbeit zu einer Übereinkunft gekommen sind; 

fordert alle übrigen Mitgliedstaaten auf, sich baldmöglichst an dem die EUStA 

betreffenden Verfahren der verstärkten Zusammenarbeit zu beteiligen; erinnert daran, 

dass die Rolle der EUStA in der strafrechtlichen Untersuchung und Verfolgung sowie 

der Anklageerhebung in Bezug auf Personen bestehen wird, die Straftaten zum Nachteil 

der finanziellen Interessen der EU – wie in der Richtlinie (EU) 2017/1371 festgelegt – 

begangen haben; 

3. fordert die beteiligten Mitgliedstaaten und die Kommission auf, mit den vorbereitenden 

Arbeiten zu beginnen, um die EUStA schnellstmöglich errichten zu können, und das 

Parlament eng in die Vorgänge und insbesondere die Ernennung des 

Generalstaatsanwalts einzubinden; fordert die Kommission auf, den 

Interimsverwaltungsdirektor der EUStA im Einklang mit Artikel 20 der EUStA-

Verordnung so schnell wie möglich zu benennen; fordert nachdrücklich, dass die 

EUStA auch vor der offiziellen Aufnahme ihrer Tätigkeiten mit ausreichend Personal 

und ausreichenden Mitteln ausgestattet wird; weist erneut darauf hin, dass die EUStA 

unabhängig sein muss; 

4. fordert eine wirksame Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, der EUStA, dem 

OLAF und Eurojust; weist erneut auf die laufenden Verhandlungen über die Eurojust-

Verordnung hin; betont, dass die jeweiligen Zuständigkeiten von Eurojust, OLAF und 

EUStA eindeutig festgelegt sein müssen; betont, dass die neue EUStA, Eurojust und das 

OLAF im Interesse einer wirklich wirksamen Betrugsbekämpfung auf EU-Ebene 

sowohl strategisch als auch operativ nahtlos zusammenarbeiten müssen, um etwaige 

Überschneidungen bei den Aufgaben zu vermeiden. weist in diesem Zusammenhang 

erneut darauf hin, dass zwischen den drei Stellen gemäß den Artikeln 99 bis 101 der 

Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates so bald wie möglich Arbeitsvereinbarungen 

erstellt und geschlossen werden sollten; fordert nachdrücklich, dass die EUStA in 



 

PE615.289v02-00 4/7 AD\1146309DE.docx 

DE 

Fällen, die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben von Bedeutung sind, befugt sein 

sollte, Zuständigkeitskonflikte zu klären; 

5. legt der Kommission und den Mitgliedstaaten nahe, Maßnahmen zu verabschieden, mit 

deren Hilfe die Vertraulichkeit der Informationsquellen gewahrt und somit 

Diskriminierungen und Drohungen vorgebeugt werden kann; 

6. bedauert, dass die Kommission die Veröffentlichung von Berichten über die 

Korruptionsbekämpfung in der EU eingestellt und die Überwachung der 

Korruptionsbekämpfung stattdessen in das Verfahren der wirtschaftspolitischen 

Steuerung im Rahmen des Europäischen Semesters eingebunden hat; bekräftigt seine an 

die Kommission gerichtete Forderung, die erneute Veröffentlichung dieser Berichte in 

Erwägung zu ziehen; 

7. ist besorgt darüber, dass Betrügereien im Zusammenhang mit der Mehrwertsteuer und 

insbesondere der sogenannte „Karussellbetrug“ zugenommen haben; nimmt den 

Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des Rates zur Kenntnis, die es den 

Mitgliedstaaten unter bestimmten strengen Auflagen erlauben würde, eine generelle 

Umkehrung der Steuerschuldnerschaft anzuwenden; nimmt den Vorschlag der 

Kommission für ein Maßnahmenpaket zur Vereinfachung der 

Mehrwertsteuerregelungen und zur Senkung der Kosten, die KMU im Zusammenhang 

mit der Einhaltung der Vorschriften entstehen, zur Kenntnis und weist darauf hin, dass 

durch diese Maßnahmen Bedingungen geschaffen werden können, die dem Wachstum 

von KMU und dem grenzüberschreitenden Handel förderlich sind; fordert die 

Kommission auf, eine umfassende, langfristige und EU-weite Lösung für das Problem 

des Mehrwertsteuerbetrugs anzubieten; fordert alle Mitgliedstaaten auf, sich an allen 

Tätigkeitsbereichen von EUROFISC zu beteiligen, damit die für die Bekämpfung dieser 

Art von Betrug, die dem EU-Haushalt und den nationalen Haushalten schadet, 

nützlichen Informationen ausgetauscht und Maßnahmen aufeinander abgestimmt 

werden können. 

8. weist auf die Rolle hin, die Hinweisgeber und Investigativjournalisten bei der 

Verhütung und Aufdeckung von und der Berichterstattung über Betrug, 

Steuerhinterziehung, Steuervermeidung und Unregelmäßigkeiten bei Ausgaben in 

Verbindung mit dem EU-Haushalt sowie beim Schutz der finanziellen Interessen der 

Union spielen; betont, dass der Schutz von Hinweisgebern von grundlegender 

Bedeutung für den Schutz des Gemeinwohls und der finanziellen Interessen der EU 

sowie für die Förderung einer Kultur der Rechenschaftspflicht der öffentlichen Hand 

und der Integrität sowohl in öffentlichen als auch in privaten Einrichtungen ist; nimmt 

die offene Konsultation zur Kenntnis, die von der Kommission zwischen März und 

Mai 2017 veranstaltet wurde, um auf einzelstaatlicher und EU-Ebene ein Meinungsbild 

bezüglich des Schutzes von Hinweisgebern zu erhalten; erwartet die von der 

Kommission geplante Initiative zur Stärkung des Schutzes von Hinweisgebern in der 

EU in den kommenden Monaten; weist auf seine Entschließung vom 14. Februar 2017 

zur Rolle von Informanten beim Schutz der finanziellen Interessen der EU hin; 
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9. fordert die Kommission auf, einen jährlichen Bericht über die Verwendung von EU-

Geldern und über Transfers von Geldern durch die Europäische Investitionsbank (EIB) 

und die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) an Offshore-

Konstrukte zu veröffentlichen, einschließlich Angaben zu Anzahl und Art der 

gestoppten Vorhaben, erläuternder Anmerkungen zu den Gründen, aus denen die 

Vorhaben gestoppt wurden, sowie zu den Folgemaßnahmen, die ergriffen wurden, um 

zu verhindern, dass mit EU-Geldern direkt oder indirekt zu einer Beschädigung der 

finanziellen Interessen der EU beigetragen wird. 
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